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An das

Bundesministerium 

für soziale Sicherheit und Generationen

Abteilung IV/7

Im  H a u s e.

Unter Bezugnahme auf die do. Aussendung vom 19.01.2004, do. GZ 44.001/56-1/03, gibt das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu den im Betreff angeführten Gesetzesentwürfen im Rahmen des Vorbegutachtungsverfahrens folgende Stellungnahme ab:

Die Stellungnahme er Behindertenvertrauensperson des BMLFUW, Frau MMag. Dr. Helga Stadler wurde der do. Abteilung auf elektronischem Wege am 05.04.2004 übersendet.

Zu Artikel I Abs. 1 (Verfassungsbestimmung):

Gemäß den vorgeschlagenen Bestimmungen sind die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften des Art. II sowie deren Vollziehung auch in jenen Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das B-VG etwas anderes vorsieht. Weiters wird bestimmt, dass die Angelegenheiten des Artikels II unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden können.

Gemäß Art. 12 Abs. 1 Z 6 ist das Arbeiterrecht sowie der Arbeiter- und Angestelltenschutz, soweit es sich um land- und forstwirtschaftliche Arbeiter und Angestellte handelt, Bundessache hinsichtlich der Grundsatzgesetzgebung und Landessache hinsichtlich der Ausführungsgesetzgebung und der Vollziehung. Dieser verfassungsrechtlichen Vorgabe folgt die Gesetzgebung und die Vollziehung des Landarbeitsrechtes (Landarbeitsgesetz/Grundsatzgesetz = Bundesgesetz; Landarbeitsordnungen/Ausführungsgesetze = Landesgesetze; der Vollzug der Landarbeitsordnungen erfolgt durch Landesbehörden/Land- und Forstwirtschaftsinspektionen). Durch die vorgeschlagene Verfassungsbestimmung können daher in Betrieben, für welche die jeweilige Landarbeitsordnung gilt und die behinderte Personen beschäftigen, Bundesbehörden tätig werden (z.B. im Falle von Belästigungen, Diskriminierung von Behinderten, etc.). Dies wird nach ho. Ansicht zu einem unübersichtlichen Vollzug führen, da in solchen Betrieben im Falle von nichtbehinderten Arbeitnehmern die Landesbehörden, jedoch im Falle von Arbeitnehmern mit Behinderung (z.B. bei einer Diskriminierung gemäß § 10 Abs. 2 Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes) Bundesbehörden tätig werden. Dies kann keinesfalls im Sinne einer effizienten Verwaltung gelegen sein.

Im Lichte der vorstehend geschilderten Problematik wird ersucht die vorgeschlagene Verfassungsbestimmung einer Überprüfung zu unterziehen.

MMag.Dr.Helga Stadler-Richter
Behindertenvertrauensperson beim Bundesministerium für Land-und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft („Lebensministerium„)
Stubenring 12/635
1010 Wien
 
helga.stadler@lebensministerium.at <mailto:helga.stadler@lebensministerium.at>
helga-stadler@chello.at <mailto:helga-stadler@chello.at>
 
 
 
Stellungnahme 
der Behindertenvertrauensperson 
beim Bundesministerium für Land-und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
zum Entwurf 
 
1.   Behindertengleichstellungsgesetz 
2.   Schlichtungsstellengesetz
3.   Novelle des Behinderteneinstellungsgesetzes
 
vom 4.April 2004

 
A. Allgemeines:
      
Die Gesetze verfolgen eine "positiv besetzte" Absicht: Gleichstellung.
Im Text wird jedoch durchgängig der "negativ besetzte" Begriff "Diskriminierung" verwendet.
Es wird daher grundsätzlich eine positive legistische Formulierung vorgeschlagen.

Als Präambel wäre folgende grundsätzliche Feststellung aufzunehmen:

„Behinderte sind unzweifelhaft genauso Menschen wie jeder Mensch. Menschen mit besonderen Möglichkeiten, Talenten und einem Lebenssinn wie jedermann. Nur diese "Gleichheit" im Menschsein macht sie überhaupt mit anderen Menschen vergleichbar ! Und nur aus den Schlüssen der anderen aus diesem Vergleich werden sie als "Menschen, die zur Gruppe der Behinderten gehören" bewertet. Behinderung ist also eine vergleichsbegründete Bewertung durch Dritte ! Und dieser Vergleich beruht vielfach auf einer lückenhaften Information - einem Vorurteil. Dieses gilt es bei uns selbst, bei der
Gesellschaft und Wirtschaft, bei der Politik; und manchmal auch bei den sogenannten Behinderten selbst zu überwinden.


Behindertengleichstellungsgesetz BGStG:



Art II Abschn I

§ 1 Gesetzesziel:

(1)  Ziel dieses Gesetzes ist die Gleichbehandlung aller Menschen, unabhängig
von einer manifesten, erkennbaren oder vermuteten Behinderung, und zwar durch Vermeidung unsachlicher Diskriminierungen. Zweck dieses Zieles ist die gleichberechtigte Teilhabe aller Menschen am Leben in der Gesellschaft und die Ermöglichung einer selbstbestimmten Lebensführung aller.

(2)  Dieses Ziel soll von jedem Menschen, insbesondere

  -         Menschen mit besonderen physischen, geistigen, emotionalen und psychischen
            Voraussetzungen und Möglichkeiten;
  -         Menschen mit besonderen, unabweislichen und manipulationsresistenten
            Bedürfnissen;
  -         Menschen mit besonderen Talenten;
  -         Menschen, die Unterstützung und Hilfe für eine selbstbestimmte Lebensführung
            brauchen;
  -         Menschen, die durch Alter und/oder Krankheit nicht in der Lage sind, ein dem
            Leben der Mehrheit der Menschen vergleichbares Leben zu führen;
  -        Menschen, die durch ein schicksalhaftes Ereignis physischen und/oder
            psychisch irreparablen und irreversiblen Schaden genommen haben;
            aber auch
  -        Menschen, denen der gesellschaftliche Halt verwehrt wird, die sich ausgegrenzt
            fühlen (Schlagwort "Mobbing");
  -        Menschen, denen Gewalt in welcher Form auch immer angetan wird;
           u.v.a.

unter vergleichbaren rechtlichen und sozialen Voraussetzungen und Bedingungen erreicht   und durchgesetzt werden können.

§ 3:   Auch Dritte, die unentgeltlich "wie Verwandte" nachweislich und kontrollierbar Behinderte pflegen und sich um sie entsprechend kümmern, sollten Verwandten hinsichtlich der Schutzwirkungen gleichgestellt werden.

Es wäre die dauernde, irreversible Beeinträchtigung bzw. der Verlust oder das Fehlen  der als grundsätzlich allgemein vorhandenen physischen, geistigen, emotionalen und psychischen Funktionen, Strukturen, Wahrnehmungsfähigkeiten; der Persönlichkeitsstruktur; sowie der
Gemeinschaftsfähigkeit in die Definition aufzunehmen.



§ 4:  Barrierefreiheit:
Die körperliche Barrierefreiheit wäre auch durch Begriffe wie "Durchschaubarkeit der Kompetenzen, der Organisation und ihrer Strukturen" zu ergänzen. Es wäre im e-government der "One-Link-Zugang" zu erwähnen.

§ 5:  Positive Diskriminierung und sachlich gerechtfertigte Ungleichbehandlung:
(1)     In jenen Bereichen, in denen besondere Defizite hinsichtlich der Gleichstellung Behinderter feststellbar sind, kann eine bevorzugte Behandlung Behinderter ansonsten gleichen Voraussetzungen und Bedingungen vorübergehend vorgesehen werden.

(2)     Es sollte erläutert werden, was zB unter "speziellen Maßnahmen" zu verstehen ist.  

§ 6 Abs 3:
Was sind "Lormen" ? 
Mit wem sollen Taubblinde ein Recht auf Kommunikation in dieser Weise haben ?

§ 6 Abs 4:
Dolmetsche werden nicht nur in einem "laufenden, anhängigen Verfahren", sondern auch für Anbringen, Anfragen, Auskunftsbegehren, Anzeigen, Aussagen, udgl. gebraucht.

§ 7:  nach "zu berücksichtigen"  wäre einzufügen "und auch kontrollierbar ist".

Förderungsrichtlinien sehen idR nur Kontrollrechte hinsichtlich der
Förderungsbeantragung und Abrechnung, nicht jedoch hinsichtlich der
"administrativen Abwicklung" vor. Damit wäre mit den Standardrichtlinien
nicht gewährleistet, daß bei einer nachgängigen oder begleitenden Kontrolle
die Zielerreichung der Behindertengleichstellung und -behandlung feststellbar wäre.


II.Abschnitt
 
 
Die Überschrift "Schutz vor Diskriminierung" sollte durch "Garantien der Gleichstellung  und Gleichbehandlung" ersetzt werden.

§ 8:
Auf Grund einer Behinderung darf niemand - unmittelbar oder mittelbar - ungleich und vergleichsweise ungünstiger behandelt werden als dies in vergleichbaren Fällen bzw unter vergleichbaren Umständen geschehen ist, geschieht oder vorgesehen ist. Eine "mittelbare Diskriminierung" liegt vor, ....

Es wäre zu definieren, was unter "gestaltete Lebensbereiche von Menschen" zu verstehen ist.

Das in Abs 2, Satzende genannte "rechtmäßige Ziel" muß nachvollziehbar, nachhaltig und nachprüfbar für die getroffenen Maßnahmen begründend angegeben (worden) sein.

In Abs 3 Z.2 wären nicht nur die angegebenen Anlagen, sondern auch die Breite der verfügbaren Wege zu beachten.

In Abs 3 Z.3 wären auch zu breite Spalten zwischen U-Bahn und Bahnsteigkante zu beachten, die weder für Rollstühle noch Kinderwagen mit bestimmter handelsüblicher Bereifung überwindbar sind, bzw. für seh-und bewegungsbehinderte eine latente Absturzgefahr darstellen.

Abs 4 sollte positiv formuliert werden. Für wen sollen sich die Maßnahmen belastend auswirken - welcher Art könnten sie sein ? Woran ist die Zumutbarkeit zu messen ? Wie ist es mit vom "Belasteten" herbeigeführten Umständen, die erst eine solche Abhilfemaßnahme notwendig machen. Unklar ist das Fehlen von "Unverhältnismäßigkeits-Überlegungen" für öffentliche Investitionen und Maßnahmen ?!

Abs 5: Es sollte eine amtswegige und nicht nur eine antragsbegründete objektive und unabhängige Kontrolle geben. Sie sollte nicht nur "verfahrensabhängig" - im Einzelfall - durchgeführt werden können. Die laufende, begleitende und/oder nachgängige Kontrolle sollte Basis einer nachhaltigen evolutionären Behindertenpolitik werden.
 
Es handelt sich um ein "Gleichstellungsgesetz". Es wäre genau zwischen
Gleichstellung und Gleichbehandlung zu unterscheiden.

§ 10:

(1) Ein Behinderter, der sich im Zusammenhang mit seiner Behinderung belästigt fühlt, hat einen Anspruch auf Wiedergutmachung. 

(2)  Eine Belästigung ist eine Verhaltensweise, die unerwünscht, situativ  unangebracht ist oder die als anstößig empfunden wird; und die anscheinend gesetzt wird, um zu bewirken, daß die Würde und das Selbstwertgefühl der davon betroffenen Person verletzt wird; und die
geeignet erscheint für diese ein einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes,  beleidigendes und demütigendes,  vorurteilsbeladenes, ausgrenzendes Umfeld zu schaffen.

§11:
Auch die Anstiftung und Anweisung zur Diskriminierung Dritter unterliegt denselben  Sanktionen wie die höchstpersönliche diskiminierende Verhaltensweise.

§ 12:
Es wäre nicht nur ein monetärer Schadenersatz vorzusehen.

Diskriminierung zielt meist auf einen Ansehensschaden des Betroffenen und sollte mit entsprechenden immateriellen Wiedergutmachungsmaßnahmen zusätzlich zum geldlichen Schadenersatz ausgeglichen werden: zB öffentliche Entschuldigung, schriftliche Klarstellung, Kundmachung in bestimmten Berichten, Kundmachungsblättern, Anschlag am schwarzen Brett, Anschluß an den Personalakt sowohl des Geschädigten als auch des Schädigers; bei
mehrfachen Verletzungen - Ausschluß von Beförderung oder Ernennung für den Rechtsbrecher, udgl.
Kontrolle durch eine autonome Instanz.

§ 13:

Abs 1, letzte Zeile: "...Schlichtungsstelle mittels schriftlichem Antrag geltend zu machen.

Abs 3: Der Bescheid der Schlichtungsstelle statt "die Entscheidung"


§ 15 Abs 1  3.Satz:

Der Bescheid der Schlichtungsstelle sollte auch dann wieder in Kraft treten, wenn der Antrag an das Gericht von diesem aus Formalgründen zurückgewiesen wird bzw. aus solchen Gründen das Verfahren eingestellt wird. 


Das "zuständige Gericht" sollte als Arbeits-und Sozialgericht bzw. LG für Zivilrechtssachen definiert werden. Hier müsste dann der ordentliche Rechtszug bis zum OGH möglich sein !?

Abs 4: Die Worte "auf Ersuchen" wäre zu streichen. Ab Kenntnis der Gerichtsanhängigkeit wären die Akten von Amts wegen zu übermitteln.

Abs 5: Es wäre eine Frist dafür vorzusehen. Nach "übermitteln" wäe anuzufügen "und die im Verfahren übermittelten Akten zurückzustellen".

§ 16:

Der Sinn und die Risikostreuung durch diese Bestimmung ist unklar (Kostenrisiko als Abschreckung des forensischen Streits ?).



Ungeregelt bleiben:
  o         Vertretungsrechte,
  o         Verfahrenskosten,
  o         Beiziehung von

  -          Behindertenvertrauenspersonen,
  -          Arbeitsmedizinern
  -          Betriebsärzten
  -          Behinderten(schutz)verbänden (zB KOBV)
  -          beruflichen Interessensvertretern udgl.

 

§ 21:

Zu ergänzen wäre "BM für Justiz" hinsichtlich der Gerichtszuständigkeiten und Gerichtsverfahrensnormen.




Schlichtungsstellengesetz



§ 3:

Im Hinblick auf die alleinige Zuordnung der Senate "beim BMSGK" sollten die Einrichtungen bei den BSA als "Außenstellen" oder "Sub-Senate" bezeichnet werden.

§ 4:

Es sollten auch Experten (Mediziner, Therapeuten), Behindertenvertrauenspersonen, Arbeitsmediziner, Betriebsärzte udgl. in die Liste potenzieller Mitglieder aufgenommen werden. In sachlich begründeten Fällen sollten sich die Senate durch Experten im Einzelfall "verstärken" können. Ob diesen Stimm-und Antragsrechte oder nur Beratungskompetenzen
zukommen, wäre eine Frage der Geschäftsordnungen.

Fraglich ist, ob der BMSGK an die Vorschläge gebunden sein soll oder aus sachlich begründeten Überlegungen auch zurückweisen darf - der Minister ist für die Ernennung verantwortlich !

Wenn eine Vorschlagsquote gesetzlich vorgesehen ist, erlangt sie nur Wirksamkeit, wenn auch eine Ernennungsquote besteht. 

Es wäre sinnvoll, daß eine bestimmte Anzahl der Mitglieder der Senate selbst zum Kreis der Behinderten gehört, bzw. daß entsprechend behinderte Mitglieder im Einzelfall kooptiert werden sollen/können/müssen. 

Der Tätigkeitsbericht sollte nicht nur dem BMSGK übermittelt werden, sondern auch dem Parlament (Gesetzgeber), den Landtagen (als entsendungsberechtigte gesetzgebende Gebietskörperschaften), der Volksanwaltschaft, ev. dem Rechnungshof. Es könnte auch eine autorisierte Publikation in anonymisierter Form in bestimmten Fachzeitschriften als
zulässig erklärt werden - Breitenwirkung als Grundlage einer evolutionären, aktuellen Behindertenpolitik !  Denkbar wären auch "Hearings" mit den Behindertenverbänden.

Eine Information der Höchstgerichte  (OGH, VfGH, VwGH) erscheint sinnvoll, da deren Rechtsprechung zT lebensfern und zT uneinheitlich wirkt.

§ 6:

Ausschluß der Tätigkeit von Senatsmitgliedern, zumindest des Vorsitzenden für Angelegenheiten des eigenen Ressorts ! (Befangenheitsgründe fehlen im Gesetz !). Im Interesse der Objektivität könnten Vorsitzende der Senate für öffentliche Dienststellen nicht aus den Ressortbereichen, sondern vom RH, der Volksanwaltschaft nominiert oder mit unabhängigen Richtern besetzt werden.

Senatsmitglieder sollten ein Recht auf Schulung, Ausbildung, Fortbildung fach-und führungsbezogen haben; sie müssten jedoch eine entsprechende senatsaufgaben-bezogene Qualifikation von vornherein aufweisen - Bestellungsmodus über Kandidatur oder freihändige Nominierung ist offen ! Daher vorhersehbare Qualitätsunterschiede der Senate mangels Standards.

Es ist zwar "Amtsverschwiegenheit" vorgesehen. Es fehlt aber eine Norm über das für ein ordentliches Verfahren notwendige aktive und passive Informationsrecht des Senates (der Senatsmitglieder, des Berichters, usw.). Es fehlen auch Datenschutzbestimmungen.

Es fehlen Bestimmungen über die Ernennung von "aktiven Bediensteten im Sozialplan" bzw. die Funktion nach Ruhestandsversetzung während der Funktionsperiode bzw. Ernennung  solcher Mitglieder (Beamte bleiben immer "im Dienststand" des nominierungsberechtigten Ministers).

Da dem jeweiligen Minister die Organisationsgewalt für sein Ministerium obliegt, kann nur er gemäß Bundesministeriengesetz die Bezeichnung und den genauen Aufgabenbereich sowie die Personalzuweisung der Organisationseinheit, die als Hilfsapparat der Schlichtungsstelle bzw. des Behindertenanwaltes tätig wird, bestimmen. Die Bezeichnung als "Büro" entspricht somit nicht dem Bundesministeriengesetz und der Organisationsgewalt des Ministers.

§ 7 Abs 2:


Nur der Minister kann aufgrund seiner Organisationsgewalt "Aufgaben" (Agenden) einer Organisationseinheit zuweisen. Im Einzelfall kann der Vorsitzende den Hilfsapparat mit Ausarbeitungen betrauen.

Abs 3: Der Vorsitzende hat den Senat bei Bedarf einzuberufen. Da er zum Vorsitzenden eines bestimmten Senates ernannt wird, bedarf es keines Hinweises auf den "jeweiligen Senat".

Einsichts-und Informationsrechte der Mitglieder zu den Tagesordnungspunkten fehlen. Fraglich ob 8 ganze Tage, Arbeitstag u.ä. -z.B. Zustellung am Mittwoch der Karwoche, Gründonnerstag als "Arbeitstag", Karfreitag frei, Samstag bis Montag frei. Mittwoch in der Früh: Sitzung. Keine wirkliche Vorbereitung möglich.

Einsichtsrechte der Parteien nach Abschluß des Verfahrens müssten m.A. volle Einsicht gewähren ! Also auch in die Abstimmungsprotokolle. 

§ 8:

Kann auch nach dem Mediationsverfahren  ein ordentliches Verfahren eingeleitet werden ? Nicht ganz klar.

Es sollte ein ordentliches Verfahren nicht nur über Antrag, sondern auch von amtswegen eingeleitet werden - vergleichbar einem "Offizialdelikt" im Strafrecht. Denn es wird ein Grundrecht verletzt (körperliche, geistige, psychische und emotionale Unversehrtheit des Menschen und Ansehensschutz). 
Auch der Fortkommensschaden hängt mit potenziellen volkswirtschaftlichen Schäden zusammen und ist daher "von öffentlichem Interesse". Die Offizialmaxime garantiert auch ein Bewusstsein für eine nachhaltige Behindertenschutzpolitik.

§ 9:

s.o.  Es sollte nicht nur monetärer Schadenersatz vorgesehen werden, sondern auch der immateriellen Genugtuung Raum gegeben werden.


Abs 4: Es wäre am Ende anzufügen: ....festzustellen, eventuell notwendige Maßnahmen vorzuschreiben und einer nachgängigen Kontrolle zugänglich zu machen.

§ 10:

Bei grob schuldhaften und mutwilligen Verstößen könnte eine Kostentragungspflicht des Schädigers im Verfahren vorgesehen werden.
Nur wenn es finanziell weh tut oder das eigene Ansehen schmälert, besteht die Bereitschaft zum Umdenken und zur Veränderung des Verhaltens.

§ 12:

An wen wenden sich die Berichte und wo sind sie kundzumachen ?

§ 13 Abs 4:

EU-Konformität ? 

§ 14:

Vorlage des Tätigkeitsberichtes auf breiter Basis, zumindest aber an die nominierungs-und entsendungsberechtigten Körperschaften (NR, LT, BM), aber auch RH, Volksanwaltschaft, ev. Patientenanwaltschaft, u.a. wäre wünschenswert. Publizität garantiert Präsenz und politische Akzeptanz.

§ 15:

s.o. Ausführungen zum "Büro" - Organisationsgewalt.

§ 16:

2. Zeile, nach "sowie der Behindertenanwaltschaft" ist einzufügen "direkt und unmittelbar" - um keine administrativ-ressortpolitische oder betriebliche Einflussnahme zu ermöglichen.



Es fehlen
  o        Bestimmungen über Ausweise der Funktionäre
  o        Datenschutzrecht



Behinderteneinstellungsgesetz


§ 7:

  Z.5:   .... bei Beförderungen und Ernennungen
  Z.6:   ... Arbeitsbedingungen, Zuweisung von Arbeitsräumen
  Z.11  (neu) beim Zutritt und Zugang zu Wissenschaft und Forschung


§ 7 Abs 2:
... geistige Fähigkeit, emotionale Wahrnehmungs-und Reaktionsfähigkeit oder psychische Verfassung ....

Abs.3:
s.o. Gleichstellung unentgeltlich voll Pflegender.

§ 7a Abs 4:

Eine Diskriminierung liegt dann vor, wenn die Behinderung erst durch den Arbeit/Dienstgeber provoziert wurde (zB Mobbing), die Folgekrankheit mit erhöhten Krankenständen dann als Anlaß für Diskriminierung genommen wird, so ist auf den Anlaß und nicht auf das Symptom Bezug zu nehmen. 

§ 7b Abs 1:

3.Zeile: nach ... " Würde" ist einzufügen "und das Selbstwertgefühl" 

§ 7 c:

Siehe die entsprechende Formulierung oben § 11 BGStG.

§ 7 d:

Notwendige Änderung auch der Ausschreibungs- und Besetzungspraxis sowie der entsprechenden Gesetze und Richtlinien iVm der Spruchpraxis der 

  o        Gleichbehandlungskommission (für hohe Führungsfunktionen zählt das 
            Loyalitätsverhältnis und Vertrauen zum Amtsinhaber mehr als die fachliche  
            Qualifikation und die nachgewiesene berufliche Erfahrung)
  o        VwGH: Kein Recht auf Arbeit für öff.Bedienstete (# InvalidenEinstG + Sozialcharta der 
            Vereinten Nationen /VN).

Abs 2: Problem der unterqualifizierten Verwendung (zB Maturant wird als Folge seiner Behinderung  - ohne Verlust seiner bisherigen Qualifikation ! - als Hilfsarbeiter verwendet. Damit sozialer Abstieg ohne Gehaltsverlust = keine "Beschwer" für ein Verfahren vor dem VwGH - Judikatur: Kein Recht auf Arbeit. Ausgliederung der Hilfstätigkeiten der Hausarbeiter an private Firmen = keine Verwendung = Sozialplan = Teilzeitarbeitsantrag für mehrere Jahre ohne Vorrückung = finanzieller, Fortkommenschaden, sozialer Ansehensschaden ; letztlich geringere Berechnungsbasis für die Pension.

Abs 7: Gilt das auch für unfreiwillige Sozialplanregelungen, bei denen der Dienstgeber erklärt, daß er trotz ausreichender Qualifikation keine geeignete Arbeit für den Behinderten habe (= Problem der formalen "Überqualifikation" als Behinderungskriterium).
           

· Manipulationsmöglichkeit im öffentlichen Dienst durch jährliche          Geschäftseinteilungsänderungen: Behinderte werden in Bereiche
verwendungsverändert (ohne Rechtsmittelmöglichkeit dagegen!), die in
absehbarer Zeit aufgelöst, ausgegliedert, zusammengelegt udgl. werden -
Funktions- bzw. Verwendungsverlust: Frühpension oder Sozialplan jeweils mit
finanziellen Einbußen; insbesondere Funktions-Zulagenverlust.

§ 7 e:

Zu unterscheiden: zivilrechtlicher Schadenersatz; öffentlich-rechtliche Amtshaftung.

§ 7 g:

Die Gerichte sollten als "Arbeits-und Sozialgericht" oder LG für Zivilrechtssachen genau bezeichnet werden.

Abs 4: Eine Einsichtnahme nach Abschluß des Verfahrens in alle Verfahrensunterlagen einschließlich der Abstimmungsprotokolle wäre auch eine wirksame Kontrolle der  Verantwortlichkeit. Die Einsicht sollte auch Kontrolleinrichtungen gewährt werden.

-o-o-o-



Speziell 
aus der Sicht der 
Behindertenvertrauensperson
 
 
Behindertenfürsorge ist eine spezielle Form der Fürsorge-und Förderungspflicht der Vorgesetzten. Im Rahmen der dienstrechtlichen Verpflichtungen handelt es sich um eine Form der Daseinsvorsorge für behinderte MitarbeiterInnen. Die entsprechenden Regelungen der Mitteilung der Kommission betreffend Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa, KOM(2000)580 v. 20.9.2000 sollten interpretatitiv und soweit zweckmäßig analog auch für die Behindertengleichstellung herangezogen werden. 

Leistungen der Daseinsvorsorge sind ein Schlüsselelement des europäischen Gesellschaftsmodells. Der in den EG-Vertrag neu aufgenommene Artikel 16 bestätigt nunmehr ihre Stellung innerhalb der gemeinsamen Werte der Union und ihre Rolle bei der Förderung von sozialer und territorialer Kohäsion.

Die bislang gesammelten Erfahrungen bestätigen auch die absolute Vereinbarkeit von hohen Standards bei der Bereitstellung von Leistungen der Daseinsvorsorge mit den EG-Wettbewerbs- und Binnenmarktregeln. 
 
Im Zentrum der Gemeinschaftspolitik gegenüber Leistungen der Daseinsvorsorge stehen die Belange des Bürgers. Gemeinwohlorientierte Dienstleistungen liefern einen wichtigen Beitrag zur allgemeinen Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie und zum wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt. Als Leistungsempfänger erwarten die europäischen Bürger hochwertige Dienste zu erschwinglichen Preisen. Im Mittelpunkt staatlichen Handelns in diesem Bereich stehen somit die Leistungsempfänger und deren Bedürfnisse. Die Gemeinschaft schützt die Ziele von allgemeinem Interesse und den Dienst an der Öffentlichkeit.
 
Die betreffenden staatlichen Behörden müssen, um ihre Aufgaben wahrnehmen zu können, völlig transparent vorgehen und möglichst genau ermitteln, welchen Bedarf die Leistungen der Daseinsvorsorge aus der Sicht der Verbraucher decken sollen, wer für die Einführung und Durchsetzung der einschlägigen Verpflichtungen zuständig ist und wie diese Verpflichtungen erfüllt werden sollen.
Die Bedürfnisse der Leistungsempfänger sollten weit gefasst werden, z. B. - spezielle Bedürfnisse bestimmter Bevölkerungsgruppen (etwa von Behinderten oder Beziehern niedriger Einkommen).
Leistungen der Daseinsvorsorge (oder gemeinwohlorientierte Leistungen) sind marktbezogene oder nichtmarktbezogene Tätigkeiten, die im Interesse der Allgemeinheit erbracht und daher von den Behörden mit spezifischen Gemeinwohlverpflichtungen verknüpft werden.
Dazu gehört auch die Gender Materie „Behindertenpolitik“. 

Es sind von den einzelnen Verantwortlichen die jeweiligen Auswirkungen auf andere Bereiche der Behindertenpolitik zu beachten: zB Dienstrecht – Sozialrecht – Gesundheitswesen – Ernährungswesen – Sicherheitsangelegenheiten – sozialer Status – Bildungswesen (Aus-und Fortbildung). 

Gerade das Bildungswesen wäre eine Kernmaterie der aktiven positiven Gestaltung der Behindertenpolitik. Denn Behinderte brauchen ein Mehr an Unterstützung in Form von Fortbildungen, Coaching, Mentoring. Nur im Zusammenwirken von Behinderten, deren Betreuern, den Vorgesetzten und Dienstgebervertretern, Behindertenvertrauenspersonen, Arbeitsmedizinern, Betriebsärzten, Personalvertretern, u.a. kann eine optimale Verwendung und Fortbildung gewährleistet werden, die den Zugang Behinderter zum Arbeitsmarkt und ihren langfristigen Verbleib in adäquater Beschäftigung ermöglicht. 

Es wären auch einfach-und verfassungsgesetzliche Schritte zu setzen:
Derzeit gilt: Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Eine faktische Gleichstellung und eine Ausfüllung des Verfassungsanspruchs durch ein konkretes nachfolgendes Gesetz blieb jedoch aus, weil die damalige  Bundesregierung keinen Handlungsbedarf sah.  In anderen Ländern, etwa in Australien (1992) und in Großbritannien (1995) wurden bereits umfangreiche Gesetze nach dem US-Vorbild geschaffen. Vgl. auch Art 3 des Deutschen BundesverfassungsG. 

Auf der Ebene der Europäischen Union ist auf eine Anti-Diskriminierungsrichtlinie hinzuweisen, die den neuen Artikel 13 der Amsterdamer Verträge, der unter anderem die Diskriminierung aufgrund einer Behinderung verbietet, mit Leben erfüllen soll.

Nachteil aller enumerativen Regelungen ist, daß diese Form der Legistik  durchaus nicht für alle Bereiche, in denen neue Regelungen zugunsten behinderter Menschen notwendig sind/werden, diese zeit-und bedürfnisnah erlassen werden.
 
Eine offene Regelung müßte zB das Ziel der Gleichstellung ambivalent definieren: 
      - 
Verhinderung bzw Beseitigung der Benachteiligung und Diskriminierung von Menschen mit 
        
Behinderung ; 
      - 
Gewährleistung der gleichberechtigten Teilhabe am Leben der Gesellschaft un
  
Ermöglichung einer selbstbestimmten Lebensführung.
 
Die Behinderung kann definiert werden als: „ Behinderung ist die Beeinträchtigung im Alltag aufgrund einer Schädigung.„ 

· Eine Beeinträchtigung in diesem Sinne liegt vor, 
1. wenn wegen der Schädigung die Anforderungen der natürlichen und sozialen Umwelt bei der Teilhabe am Leben der Gemeinschaft oder bei der selbstbestimmten Lebensgestaltung nicht oder nur eingeschränkt erfüllt werden können (Aktivitätseinschränkung) oder

2. bei einer Maßnahme, Struktur oder Verhaltensweise anderer, die geeignet ist, wegen einer Schädigung die Teilhabe am Leben der Gemeinschaft oder bei der selbstbestimmten Lebensgestaltung zu erschweren, einzuschränken oder zu verhindern (Partizipationseinschränkung).

 
· Schädigung ist die nicht nur vorübergehende Einschränkung einer körperlichen Funktion, geistigen Fähigkeit oder seelischen Gesundheit. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mindestens sechs Monaten.
 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Eine Benachteiligung liegt vor, wenn Menschen mit Behinderung in der Entfaltung ihrer Persönlichkeit, der gleichen Teilhabe am Leben der Gemeinschaft oder in ihrer selbstbestimmten Lebensführung durch einen Träger öffentlicher Gewalt unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt werden, ohne dass hierfür zwingende Gründe vorliegen.
 
Die Träger öffentlicher Gewalt haben zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern die besonderen Benachteiligungen behinderter Frauen zu berücksichtigen. In Bereichen bestehender Benachteiligungen behinderter Frauen gegenüber Männern mit Behinderung sind konkrete Maßnahmen zum Abbau und zur Beseitigung dieser Benachteiligungen zu treffen. Spezielle Maßnahmen zur Förderung behinderter Frauen sind zulässig.
 
Wer einen Menschen mit Behinderung im Rechtsverkehr schuldhaft diskriminiert, hat den hieraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Wegen des Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der oder die Diskriminierte eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. Soweit die Gefahr besteht, daß weitere Diskriminierungen vorkommen werden, kann der oder die Diskriminierende auf Unterlassung in Anspruch genommen werden. Eine solche Regelung fehlt derzeit im Dienst-und Arbeitsrecht völlig. Die Behindertenvertrauensperson kann daher solche „Rechte„ auf Gleichstellung und Gleichbehandlung nicht im Interesse der begünstigten Behinderten einfordern; das gesetzliche Organ der Interessensvertretung begünstigter Behinderter wird so im Berufsalltag vielfach zum „zahnlosen Tiger„. Diese Stellung könnte auch durch die Schaffung zB ressortübergreifender Strukturen nach dem BEinstG verbessert werden, da die Bediensteten „Bundesbedienstete„ und nicht „Ressortbedienstete„ sind. Es besteht somit ein Solidarinteresse. Die Effektivität der Arbeit der Behindertenvertrauensperson könnte auch durch Berichtslegung an den NR, die Volksanwaltschaft, den Rechnungshof, u.a. verbessert werden. 

Die Regelungen über die Wahl der Behindertenvertrauenspersonen wäre zweifelsfrei zu regeln. 

· Derzeit werden usuell Kandidaten nur an jenen Dienststellen zugelassen, an denen mindestens 5 begünstigte Behinderte beschäftigt sind. Nach Auskunft des BKA wäre es jedoch möglich, daß sich begünstigte Behinderte mehrerer Dienststellen zusammenschließen und eine Behindertenvertrauensperson zu einem Dienststellenausschuß ihrer Wahl entsenden. Die Kandidatur wäre bei dem gewählten DA einzureichen und die abgegebenen Stimmen entsprechend zuzurechnen. 

· Das BEinstG sieht für die Privatwirtschaft Behindertenvertrauenspersonen auf den jeweiligen Organisationsebenen Firma/Einzelunternehmen – Unternehmensgruppe – Konzern vor. Da der einzelne Behinderte vertraglich nur Arbeitnehmer der ihn unmittelbar beschäftigenden Firma ist, mußte eine gesetzliche Regelung in § 22a BEinstG Vorsorge treffen, daß in einer mehrstufigen Unternehmensorganisation die beruflichen Interessen der Behinderten auf allen Ebenen kooridiniert vertreten werden. 

Im Bundesdienst sind alle Dienstnehmer „Bedienstete der Republik Österreich“. Die Personalvertretungswahlen finden nach dem PVG iVm PVWO unmittelbar, direkt und gleich sowie gleichzeitig an allen Dienststellen statt. Nach dem PVG sind PV-Organe nur in den jeweiligen „Dienststellen“ vorgesehen. Ein übergeordnetes gemeinsames Vertretungsorgan ist gesetzlich nicht vorgesehen. (Angemerkt wird, daß ein solches Zentralvertretungsorgan sinnvoll wäre !). Alle Dienstnehmer haben somit ein Recht, gleichzeitig, direkt und geheim sowohl ihre Vertretung nach dem PVG in den DA und ZA zu wählen. 

§ 22b BEinstG regelt die analoge Anwendung des PVG//der PVWO auch auf Behindertenvertrauenspersonen und ihre Wahl. Es wäre daher jedem begünstigten Behinderten, unabhängig davon, ob auf Dienststellenebene (DA) eine eigene Behindertenvertrauensperson zu wählen ist bzw. eine Vereinbarung einer gemeinsamen Bestimmung eines DA (s.o., erster Pt.) getroffen wurde, jedenfalls ein Stimmzettel für die Wahl der Behindertenvertrauensperson beim Zentralausschuß (ZA) auszuhändigen. 

Die dem Gesetzestext und dem Sinn der Gleichstellungsregelung PVG/PVWO/BEinstG entsprechende Vorgangsweise wurde durch einen Durchführungserlaß des BKA unklar. Denn dieser sieht vor, daß nur jene Behindertenvertrauenspersonen, die auf Dienststellenebene gewählt wurden, in einem von der allgemeinen PV-Wahl abgesonderten 2.Wahl aus ihrer Mitte eine Behindertenvertrauensperson zum ZA wählen können. Im Fall des BMLF waren dadurch zum ZA nur 9 vom 109 begünstigten Behinderten wahlberechtigt !

Diese uneinheitliche Rechtslage führte dazu, daß an einzelnen Dienststellen (bzw. im Teil BMUW), die sich unmittelbar an den Gesetzestext (analoge Anwendung des PVG/der PVWO) die Behindertenvertrauensperson direkt, gleich(zeit) und geheim von allen begünstigten Behinderten gewählt wurde; und an jenen Dienststellen(teilen, zB BMLF), die den Durchführungserlaß des BKA vorrangig vor dem Gesetzestext beachteten, unter Ausschluß des Großteils der gesetzlich Wahlberechtigten, nur aus dem Kreis der gewählten Behindertenvertrauenspersonen. 

Um eine solche einheitliche und diskriminierende Verwaltungspraxis in Zukunft auszuschließen, sollte in der ggst.Regelung eine einheitliche, eindeutige und nicht diskriminierende Regelung aufgenommen werden !

 
Im Arbeitsleben bleibt behinderten Menschen häufig der Zugang zu qualifizierten und anspruchsvollen Arbeitsplätzen aufgrund ihrer Behinderung verwehrt. Es gibt nach meinem Wissen zur Zeit keine Vorschrift, die dem Arbeitgeber untersagt, einen behinderten Menschen bei der Einstellung oder Beförderung zu benachteiligen. Auch die Beschäftigungspflicht des Schwerbehindertengesetzes kann nicht verhindern, dass Arbeitgeber Behinderte nicht beschäftigen, weil der Beschäftigungspflicht kein Beschäftigungsrecht der Betroffenen gegenübersteht.

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß gerade das Invalideneinstellungsgesetz als Vorläufergesetz zum BEinstG ausdrücklich eine Beschäftigungspflicht vorsah. Denn gerade die Beschäftigung wurde als wesentliche Grundlage des Selbstwertgefühls und der Persönlichkeitsentwicklung angesehen, die wieder die Grundlage einer Integration in die Gesellschaft bildet. 

Eine Beschäftigungspflicht normiert auch die Sozialcharta der Vereinten Nationen !

Die derzeitige Praxis stellt also einen gravieren Rückschritt in der Entwicklung dar.
 
 
Formal wäre es sinnvoll, die gesetzlichen Organe „Behindertenvertrauensperson„ mit einem eigenen Funktionärsausweis auszustatten. Das Organ Behindertenvertrauensperson hat einen anderen Wirkungsbereich als der Dienstnehmer, der sich durch seinen Dienstausweis Dritten gegenüber legitimieren kann. Da die gesetzlichen Aufgaben auch ein Wirken im rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Interesse der vertretenen Behinderten vorsehen, ist gerade eine Legitimierungsmöglichkeit als „Behindertenvertrauensperson„ für die ordnungsgemäße Wahrnehmung dieser gesetzlichen Aufgaben essentiell.
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